
2. Beiblatt 

54/J A n fr a g e 
D~ •. l{ 0 r €I f 

der Abg •. Pop u 1 0 rum, Eng €I, A P P €I 1, lund Genossen 

an den Bu~desminister für soziale Verwaltung, 

18. Juni 1953 

betreffend Bundeszuschuß zur Erhaltung der ~ffentlichen Krankenhäuser. 

-.-.-
Die Erhaltung von a~lgemeinen öffentlichen Xrankenhäusern schließt 

überall mit bedeu~enden Abgängen ab, da einerseits die iatienten ohne 

Rüoksicht auf ihre ZahlungsfähigKeit genommen werden mÜsaen und anderer­

seits die außerordentlich hohen Gewinne der pharmazeutischen Industrie die 

Heilmittelkosten gegenüber der Vorkriegszeit unverhältnismäßig hooh ge­

steigert haben. 

Fijr die Spitalerhalter war jedoch der an sich geringe Abgang vor 1938 
nooh dadurch erträglich gemacht, daß der Bund 3 Achtel, das. Land' Achtel 

und die Gemeinde 2 Aohtel davon trugen. Heute müssen jedoch mangels ge-
. €In 

setzlicher Grundlage die Abgänge der allgemein 8ffentliohe Xl Krankenhäuser 

allein vom spitalhaltenden Land oder der spitalhaltenden Gemeinde ohne jeden 

Bundeszuschuß getragen werden. 

Dem Herrn :Bundesminister für soziale Verwaltung. sind diese Zustände 

bekannt. Er SE Ibst hat die Notwendigkeit ihrer Behebung erkannt und zu­

gesagt, sich für eine Wiederherstellung des vor 1938 bestandenen Kosten­

schlüssels einzusetzen. 

Trotz jahrelanger Verhandlungen ist aber die lage nooh immer unver­

ändert. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundesminister 

für soziale Verwaltung die nachstehende 

A nf ras' el 

Ist der Herr Bundesminister für soziale Verwaltung bereit, dem Hohen 

Raus die Gründe bekanntzugeben, warum die Übernahme des Rundeeanteile am 

Abgang der ~ffentliohen Krankenhäuser noch immer nicht zustandegekommen 

ist' 

... -.-.-.... -
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